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Antrag
des Abg. Dr. Erik Schweickert u. a. FDP/DVP

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus 

Gerichtsurteile, Urteilsbegründungen und Rückforderungen bei 
den Coronasoforthilfen – Stand der Dinge zum Jahresende 2024

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie viele Fälle sowie jeweilige Gesamtfördersumme der Coronasoforthilfen aus 
dem Frühjahr 2020 es in Baden-Württemberg gab,

1.	�a) �bezogen auf die Richtlinie des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg 
zur „Soforthilfe Corona“ vom 22. März 2020 (reines Landesprogramm),

1.	�b) �bezogen auf die Verwaltungsvorschriften der Landesregierung Baden-Würt-
temberg vom 8. April 2020 (Programm mit Unterstützung/Mitwirkung des 
Bundes);

2. �wie viele Klagen gegen die Rückzahlung der Coronasoforthilfen in Baden-
Württemberg es bisher gibt, bitte differenziert nach

1.	�a)	 Klagen/Gerichtsverfahren gewonnen von der Landesregierung bzw. L-Bank,
1.	�b)	Klagen/Gerichtsverfahren verloren von der Landesregierung bzw. L-Bank;

3.	wie viele anhängige Verfahren derzeit noch laufen;

4. �wie viele der bereits verhandelten Urteile zu den Coronasoforthilfen sich be-
ziehen auf

1.	�a) �die Richtlinie des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg zur „Sofort-
hilfe Corona“ vom 22. März 2020 (bitte mit Informationen, wie viele Klagen 
vom Land gewonnen/verloren wurden),

1.	�b) �die Verwaltungsvorschriften der Landesregierung Baden-Württemberg vom 
8. April 2020 (wieder bitte mit Informationen, wie viele Klagen vom Land 
gewonnen/verloren wurden);
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  5. �wie sie die Auswirkungen der bisherigen Urteile zu den Coronasoforthilfen 
bewertet, insbesondere derjenigen Urteile, bei denen inzwischen eine Begrün-
dung vorliegt;

  6. �inwiefern aus ihrer Sicht bisher erlassene Urteile und insbesondere diese, bei de-
nen inzwischen die Begründung vorliegt, Mustercharakter/Präzedenzcharakter 
mit Auswirkungen auf andere Klagen und die anderen Fälle in Baden-Württem-
berg haben;

  7. �inwiefern sie bzw. die L-Bank plant, Berufung gegen die Urteile einzulegen 
(oder ggf. schon getan hat) und wieso oder wieso nicht;

  8. �inwiefern die mit einer möglichen Berufung einhergehende weitere Rechts-
unsicherheit und zeitliche Verzögerung für die betroffenen Unternehmen ein 
(insbesondere finanzielles/wirtschaftliches) Problem darstellen könnte;

  9. �inwiefern sie bzw. die L-Bank plant, den Unternehmen, welche ihre Soforthilfe 
(ohne Klage/Widerspruch) zurückgezahlt haben, allerdings eine gleiche Fall-
konstellation wie die erfolgreich klagenden Unternehmen haben, die Soforthilfe 
wieder zu erstatten und damit mit den erfolgreich Klagenden gleichzustellen;

10. �wie sie bzw. die L-Bank plant, Gerechtigkeit und Gleichheit herzustellen zwi-
schen den Unternehmen, die a) die Soforthilfe wie aufgefordert zurückgezahlt 
haben, die b) einfach keine Abschlussrechnung oder Zahlung vorgenommen 
haben, und die c) erfolgreich Klage oder Widerspruch eingelegt haben;

11. �wie sich aufgrund der aktuell anhängigen Gerichtsverfahren, möglicher Beru-
fungen sowie möglicher Konsequenzen/Handlungsbedarfe aufgrund der Ge-
richtsverfahren die Arbeits- und Kostenbelastung bei der L-Bank und ggf. ihrer 
Dienstleister entwickelt hat und (voraussichtlich) noch entwickeln wird/könnte;

12. �inwiefern sie Prognosen wagt, bis wann das Thema Coronasoforthilfen in sei-
nen verschiedenen Facetten über Klagen, Gerichtsverfahren, Rückzahlungen, 
möglichen Rückzahlungen von Rückzahlungen und ggf. Überprüfungen end-
lich beendet sein wird und Landesregierung und L-Bank nicht noch weitere 
Ressourcen dort hineinstecken müssen;

13. �was der aktuelle Stand bei der Bearbeitung der Coronaüberbrückungshilfen 
und ihrer Abschlussrechnungen ist, zumindest mit Informationen zur Anzahl 
und Summe der ausgezahlten Überbrückungshilfen, eingegangenen Schluss-
abrechnungen, noch fehlenden Schlussabrechnungen, bearbeiteten Schluss-
abrechnungen, eingegangenen Klagen, ggf. erfolgten Gerichtsurteilen, etc.;

14. �inwiefern bei der Überbrückungshilfe ähnliche Szenarien drohen wie bei der 
Coronasoforthilfe, bspw. aufgrund laufender Klagen, bereits erfolgter Urteile, 
ähnlichen Rechtslagen, Präzedenzfälle aus anderen Bundesländern, etc.

13.12.2024 

Dr. Schweickert, Reith, Scheerer, Bonath, Brauer, Fink-Trauschel,
Fischer, Haußmann, Heitlinger, Hoher, Dr. Jung, Karrais FDP/DVP

B e g r ü n d u n g

Rund viereinhalb Jahre nach Start der Coronasoforthilfen sind das Wirtschafts-
ministerium, die L-Bank und die Gerichte in Baden-Württemberg nach wie vor mit 
der Förderpraxis der Landesregierung beschäftigt. Im Juli, September und Oktober 
2024 haben die Landgerichte in Freiburg, Stuttgart und Karlsruhe jeweils Klagen 
gegen die Rückzahlungen der Soforthilfe Recht gegeben. Für die Landesregierung 
bzw. die ausführende L-Bank sind das empfindliche Gerichtsniederlagen.
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Vor diesem Hintergrund erkundigen sich die Antragsteller nach weiteren laufenden 
Gerichtsverfahren, den Konsequenzen, die die Landesregierung aus diesen Urteilen 
zieht und den Auswirkungen auf weitere mögliche Soforthilferückzahlungen bzw. 
die Rückzahlung von Rückzahlungen.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 21. Januar 2025 Nr. WM48-43-483/2/13 nimmt das Ministerium 
für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie viele Fälle sowie jeweilige Gesamtfördersumme der Coronasoforthilfen aus 
dem Frühjahr 2020 es in Baden-Württemberg gab,

1.	�a. �bezogen auf die Richtlinie des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg 
zur „Soforthilfe Corona“ vom 22. März 2020 (reines Landesprogramm),

1.	�b. �bezogen auf die Verwaltungsvorschriften der Landesregierung Baden-Würt-
temberg vom 8. April 2020 (Programm mit Unterstützung/Mitwirkung des 
Bundes);

Zu 1.:

Laut Auskunft der L-Bank wurden rund
a. �165 100 Anträge auf Soforthilfe Corona mit einem Gesamtvolumen in Höhe von 

rund 1,6 Milliarden Euro auf Grundlage der Richtlinie für die Unterstützung 
der von der Coronapandemie geschädigten Soloselbstständigen, Unternehmen 
und Angehörigen der Freien Berufe („Soforthilfe Corona“) vom 22. März 2020 
(„Richtlinie Soforthilfe Corona“) bewilligt.

b. �80 600 Anträge auf Soforthilfe Corona mit einem Gesamtvolumen in Höhe 
von rund 680 Millionen Euro auf Grundlage der Verwaltungsvorschrift des 
Wirtschaftsministeriums für die Soforthilfen des Bundes und des Landes für 
die Gewährung von Überbrückungshilfen als Billigkeitsleistungen für von der 
Coronakrise in ihrer Existenz bedrohte Soloselbstständige, kleine Unternehmen 
und Angehörige der Freien Berufe vom 8. April 2020 („Verwaltungsvorschrift 
Soforthilfe Corona“) bewilligt.

2. �wie viele Klagen gegen die Rückzahlung der Coronasoforthilfen in Baden-
Württemberg es bisher gibt, bitte differenziert nach

2. �a.	 Klagen/Gerichtsverfahren gewonnen von der Landesregierung bzw. L-Bank,
2. �b.	 Klagen/Gerichtsverfahren verloren von der Landesregierung bzw. L-Bank;

4. �wie viele der bereits verhandelten Urteile zu den Coronasoforthilfen sich beziehen 
auf

2. �a. �die Richtlinie des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg zur „Sofort-
hilfe Corona“ vom 22. März 2020 (bitte mit Informationen, wie viele Klagen 
vom Land gewonnen/verloren wurden),

2. �b. �die Verwaltungsvorschriften der Landesregierung Baden-Württemberg vom 
8. April 2020 (wieder bitte mit Informationen, wie viele Klagen vom Land 
gewonnen/verloren wurden);

Zu 2. und 4.:

Zu den Ziffern 2 und 4 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam Stellung 
genommen.
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Bis zum Stichtag 31. Dezember 2024 wurden vor den Verwaltungsgerichten in 
Baden-Württemberg elf Klagen verhandelt, die sich gegen auf dem bei der Sofort-
hilfe Corona durchgeführten Rückmeldeverfahren basierende Rückforderungs-
bescheide richteten. 

Hiervon bezogen sich
a. �acht auf Fälle, die auf Grundlage der Richtlinie Soforthilfe Corona bewilligt 

wurden. Diesen Klagen wurde stattgegeben.
b. �drei auf Fälle, die auf Grundlage der Verwaltungsvorschrift Soforthilfe Corona 

bewilligt wurden. Zwei dieser Klagen wurden abgewiesen. Ein Verfahren wurde 
bislang noch nicht entschieden.

Außerhalb dieser Verfahren gab es im Zusammenhang mit den genannten Klagen 
laut Auskunft der L-Bank 91 Klagerücknahmen, 17 vollständige Klageabweisungen 
wegen unzulässiger Klage, zehn übereinstimmende Erledigungserklärungen und 
sechs Erledigungen auf sonstige Weise (Löschung wegen Dopplung).

3.	wie viele anhängige Verfahren derzeit noch laufen;

Zu 3.:

Zum Stichtag 31. Dezember 2024 lagen zu 1 444 Klagen, die sich gegen auf dem 
bei der Soforthilfe Corona durchgeführten Rückmeldeverfahren basierende Rück-
forderungsbescheide richteten, noch keine rechtskräftigen Entscheidungen vor.

  5. �wie sie die Auswirkungen der bisherigen Urteile zu den Coronasoforthilfen 
bewertet, insbesondere derjenigen Urteile, bei denen inzwischen eine Begrün-
dung vorliegt;

  6. �inwiefern aus ihrer Sicht bisher erlassene Urteile und insbesondere diese, 
bei denen inzwischen die Begründung vorliegt, Mustercharakter/Präzedenz- 
charakter mit Auswirkungen auf andere Klagen und die anderen Fälle in Baden-
Württemberg haben;

  7. �inwiefern sie bzw. die L-Bank plant, Berufung gegen die Urteile einzulegen 
(oder ggf. schon getan hat) und wieso oder wieso nicht;

  9. �inwiefern sie bzw. die L-Bank plant, den Unternehmen, welche ihre Soforthilfe 
(ohne Klage/Widerspruch) zurückgezahlt haben, allerdings eine gleiche Fall-
konstellation wie die erfolgreich klagenden Unternehmen haben, die Soforthilfe 
wieder zu erstatten und damit mit den erfolgreich Klagenden gleichzustellen;

10. �wie sie bzw. die L-Bank plant, Gerechtigkeit und Gleichheit herzustellen zwi-
schen den Unternehmen, die a) die Soforthilfe wie aufgefordert zurückgezahlt 
haben, die b) einfach keine Abschlussrechnung oder Zahlung vorgenommen 
haben, und die c) erfolgreich Klage oder Widerspruch eingelegt haben;

Zu 5. bis 7., 9. und 10.:

Zu den Ziffern 5 bis 7, 9 und 10 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
Stellung genommen.

Bis zum Stichtag 31. Dezember 2024 hat keine der in der Stellungnahme zu den Zif-
fern 2 und 4 genannten acht Klagen, denen nach Verhandlung stattgegeben wurde, 
Rechtskraft erlangt. In einem Fall wurden noch keine Entscheidungsgründe vorgelegt. 
In den sieben Fällen, in denen die Entscheidungsgründe bereits vorliegen, wurde von 
der L-Bank mit dem Ziel, für alle Beteiligten Rechtssicherheit zu schaffen, Berufung 
eingelegt.

Stellungnahmen oder Bewertungen sowie eine Einschätzung zu etwaigen Konse-
quenzen können während der damit noch laufenden Verfahren nicht abgegeben 
werden. 
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8. �inwiefern die mit einer möglichen Berufung einhergehende weitere Rechtsunsicher-
heit und zeitliche Verzögerung für die betroffenen Unternehmen ein (insbesondere 
finanzielles/wirtschaftliches) Problem darstellen könnte;

Zu 8.:

Die Berufung dient gerade der Herstellung von Rechtssicherheit. 

11. �wie sich aufgrund der aktuell anhängigen Gerichtsverfahren, möglicher Beru-
fungen sowie möglicher Konsequenzen/Handlungsbedarfe aufgrund der Ge-
richtsverfahren die Arbeits- und Kostenbelastung bei der L-Bank und ggf. ihrer 
Dienstleister entwickelt hat und (voraussichtlich) noch entwickeln wird/könnte;

Zu 11.:

Die Konzentration auf wenige Musterverfahren bei gleichzeitigem Ruhendstellen 
der übrigen Verfahren betreffend Klagen gegen auf dem bei der Soforthilfe Corona 
durchgeführten Rückmeldeverfahren basierende Rückforderungsbescheide ermög-
licht laut Auskunft der L-Bank eine effiziente Bearbeitung im Hinblick auf die 
dortige Arbeits- und Kostenbelastung. Im Lichte der zu erwartenden Entscheidung 
des Verwaltungsgerichtshofs werden sich auch die aktuell ruhenden Verfahren ein-
heitlich und effizient bearbeiten lassen.

12. �inwiefern sie Prognosen wagt, bis wann das Thema Coronasoforthilfen in sei-
nen verschiedenen Facetten über Klagen, Gerichtsverfahren, Rückzahlungen, 
möglichen Rückzahlungen von Rückzahlungen und ggf. Überprüfungen end-
lich beendet sein wird und Landesregierung und L-Bank nicht noch weitere 
Ressourcen dort hineinstecken müssen;

Zu 12.:

Eine seriöse Prognose darüber, bis wann das Programm Soforthilfe Corona voll-
ständig abgeschlossen sein wird, kann nicht getroffen werden. 

13. �was der aktuelle Stand bei der Bearbeitung der Coronaüberbrückungshilfen 
und ihrer Abschlussrechnungen ist, zumindest mit Informationen zur Anzahl 
und Summe der ausgezahlten Überbrückungshilfen, eingegangenen Schluss-
abrechnungen, noch fehlenden Schlussabrechnungen, bearbeiteten Schluss-
abrechnungen, eingegangenen Klagen, ggf. erfolgten Gerichtsurteilen, etc.;

Zu 13.:

Laut Auskunft der L-Bank wurden in der Überbrückungshilfe, einschließlich der 
Anträge auf November- und Dezemberhilfe, für die ebenfalls eine Schlussab- 
rechnung einzureichen ist, rund 256 000 Anträge bewilligt. Das Gesamtvolumen 
aller Bewilligungen in der Überbrückungshilfe zusammen mit der November- und 
Dezemberhilfe betrug rund 8,46 Milliarden Euro. 

Zum Stichtag 31. Dezember 2024 war für über 237 000 der bewilligten Anträge 
eine Schlussabrechnung eingereicht worden, von denen über 103 000 seitens der 
L-Bank bis dahin abschließend bearbeitet worden waren. Für knapp 19 000 Fälle 
lag der L-Bank bis zum 31. Dezember 2024 keine Schlussabrechnung vor.

Im Zusammenhang mit der Schlussabrechnung wurde laut Angabe der L-Bank bis 
zum Stichtag 31. Dezember 2024 in fünf Fällen Klage eingereicht. Zwei dieser 
Klagen wurden bis dahin durch übereinstimmende Erledigungserklärung abge-
schlossen.
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14. �inwiefern bei der Überbrückungshilfe ähnliche Szenarien drohen wie bei der 
Coronasoforthilfe, bspw. aufgrund laufender Klagen, bereits erfolgter Urteile, 
ähnlichen Rechtslagen, Präzedenzfälle aus anderen Bundesländern, etc.

Zu 14.:

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass auch im Zusammenhang mit der 
Schlussabrechnung der Überbrückungshilfe weitere Klagen gegen die L-Bank erho-
ben werden. Hierzu wird jedoch darauf hingewiesen, dass das diesbezügliche Auf-
kommen derzeit noch äußerst gering ist und bisher keiner Klage gegen die L-Bank 
stattgegeben wurde. Auch aus anderen Bundesländern sind dem Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit und Tourismus in diesem Kontext keine erfolgreichen Klagen 
von grundsätzlicher Bedeutung bekannt. 

Dr. Hoffmeister-Kraut
Ministerin für Wirtschaft,
Arbeit und Tourismus


